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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1963 Ausgegeben am 24. April 1963 20. Stück

75. Bundesverfassungsgesetz: Vorläufige Bestimmungen über das Haushaltsrecht des Bundes.
7 6 . Bundesgesetz: Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger Bundesministerien.
7 7 . Bundesgesetz: Preisregelungsgesetznovelle 1963.
78. Bundesgesetz: Abänderung des Lebensmittelbewirtschaftungsgesetzes 1952.
79. Bundesgesetz: Abänderung des Landwirtschaftsgesetzes.
8 0 . Bundesgesetz: Außenhandelsgesetznovelle 1963.
81. Bundesgesetz: 6. Marktordnungsgesetz-Novelle.
82. Bundesgesetz: Mitwirkung des Bundeskanzleramtes bei der Besetzung von Dienstposten im

Bereiche des Bundes.

7 5 . Bundesverfassungsgesetz vom 16. April
1963, mit dem vorläufige Bestimmungen
über das Haushaltsrecht des Bundes getroffen

werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

In der Zeit vom 1. Mai 1963 bis 31. Dezember
1964 gelten an Stelle des Artikels 51 und in Er-
gänzung des Artikels 42 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 die nachstehen-
den Bestimmungen:

§ 1. B u n d e s f i n a n z g e s e t z .

(1) Dem Nationalrat ist spätestens zehn Wochen
vor Ablauf des Finanzjahres von der Bundesregie-
rung ein Voranschlagsentwurf (Haushaltsplan)
der Einnahmen und Ausgaben des Bundes für das
folgende Finanzjahr vorzulegen. Der Bundesmini-
ster für Finanzen hat ihn aufzustellen. Sein In-
halt darf nicht vor Beginn der Beratung im
Nationalrat veröffentlicht werden.

(2) Das Bundesfinanzgesetz hat die Einnahmen
und Ausgaben des Bundes für ein Finanzjahr,
gegliedert nach Einnahme- und Ausgabeansätzen,
festzustellen und zu bestimmen, in welcher Weise
der Haushaltsausgleich herzustellen ist. Die Ge-
barungsziffern der Ausgabeansätze sind Höchst-
beträge. Mit der Durchführung des Bundesfinanz-
gesetzes ist der Bundesminister für Finanzen be-
traut ; die Verantwortlichkeit der durch das
Bundesfinanzgesetz zum Vollzug von einzelnen
Einnahmen und Ausgaben berufenen Organe
wird dadurch nicht berührt. Der Bundesminister
für Finanzen hat dafür zu sorgen, daß in erster
Linie die rechtsverbindlichen Verpflichtungen des
Bundes erfüllt und sodann die übrigen vorge-

sehenen Ausgaben nur nach Maßgabe der jeweils
zur Verfügung stehenden Einnahmen getätigt
werden.

(3) Wird der von der Bundesregierung zeitge-
recht (Abs. 1) dem Nationalrat vorgelegte Vor-
anschlagsentwurf vom Nationalrat nicht vor Ab-
lauf des Finanzjahres verfassungsmäßig genehmigt
und bis dahin auch keine vorläufige Vorsorge
durch Bundesgesetz getroffen, so sind in den
ersten zwei Monaten des folgenden Finanzjahres
Abgaben und sonstige Einnahmen nach den be-
stehenden Vorschriften einzuheben und die
Bundesausgaben auf Rechnung der gesetzlich fest-
zustellenden Ausgabeansätze mit Ausnahme von
Ausgaben, die im letzten Bundesfinanzgesetz ihrer
Ar t nach nicht besonders vorgesehen waren, zu
bestreiten. Die Höchstgrenze der zulässigen Bun-
desausgaben bilden die in dem dem Nationalrat
vorgelegten Bundesvoranschlagsentwurf enthalte-
nen Ausgabeansätze, wobei für jeden Monat ein
Zwölftel dieser Ausgabeansätze als Grundlage zu
dienen hat. Die zur Erfüllung rechtsverbindlicher
Verpflichtungen erforderlichen Ausgaben sind
nach Maßgabe ihrer Fälligkeit zu bestreiten. Die
Besetzung von Dienstposten erfolgt gleichfalls
auf Grund des dem Nationalrat vorgelegten Ent-
wurfes des Bundesfinanzgesetzes. Im übrigen blei-
ben die Bestimmungen des letzten Bundesfinanz-
gesetzes, soweit sie nicht Gebarungsziffern betref-
fen, sinngemäß auch für die erwähnten zwei
Monate in Kraft.

§ 2. Ü b e r t r a g u n g d e r B e f u g n i s z u r
A u s g a b e n b e w i l l i g u n g .

(1) Bundesausgaben, die im Bundesfinanzgesetz
oder in einem Sondergesetz ihrer Ar t nach nicht
vorgesehen sind, bedürfen vor ihrer Vollziehung
der verfassungsmäßigen Genehmigung des Nat io-
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nalrates, die vom Bundesminister für Finanzen
einzuholen ist. Bei Gefahr im Verzug darf eine
solche Bundesausgabe, sofern sie eins vom
Tausend der durch das Bundesfinanzgesetz vor-
gesehenen Gesamtausgabesumme nicht übersteigt,
mit Zustimmung des Hauptausschusses des Natio-
nalrates vollzogen werden; die Genehmigung des
Nationalrates ist nachträglich anzusprechen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann
Überschreitungen eines im Bundesfinanzgesetz
oder in einem Sondergesetz vorgesehenen An-
satzes, der ihrer Art nach bestimmte Ausgaben
ermöglicht, nach Maßgabe zweckgebundener
Mehreinnahmen oder nach Maßgabe der Auf-
lösung zweckbestimmter Rücklagen genehmigen,
Monopolen, Betrieben und betriebsähnlichen Ein-
richtungen des Bundes auch nach Maßgabe der
von der betreffenden Stelle erzielten Mehrein-
nahmen. Solche Überschreitungen sind dem Rech-
nungshof zur Kenntnis zu bringen und dem
Hauptausschuß des Nationalrates vierteljährlich zu
berichten. Gleiches gilt für Überschreitungen auf
Grund einer gesetzlichen oder einer im Zeitpunkt
des Inkrafttretens des Bundesfinanzgesetzes be-
reits bestehenden rechtsverbindlichen Verpflich-
tung des Bundes, sofern deren Bedeckung durch
Mehreinnahmen bis zum Ende des Finanzjahres
oder durch Rückstellung von Ausgaben sicher-
gestellt ist. Ferner kann der Bundesminister für
Finanzen sonstige unabweisliche Überschreitungen
genehmigen, wenn deren Höhe zwanzig vom
Hundert des betreffenden im Bundesfinanzgesetz
oder in einem Sondergesetz vorgesehenen Aus-
gabeansatzes und zweieinhalb vom Zehntausend
der durch das Bundesfinanzgesetz vorgesehenen
Gesamtausgabesumme nicht übersteigt und deren
Bedeckung durch Rückstellung von Ausgaben
sichergestellt werden kann. Eine darüber hinaus-
gehende Überschreitung einer im Bundesfinanz-
gesetz ihrer Art nach vorgesehenen Ausgabe ist
mit vorheriger Genehmigung des Hauptaus-
schusses des Nationalrates zulässig, sofern sie zwei
vom Tausend der im Bundesfinanzgesetz vor-
gesehenen Gesamtausgabesumme nicht übersteigt;
der Hauptausschuß des Nationalrates hat, soweit
er nicht anders beschließt, hierüber in öffentlicher
Sitzung zu verhandeln. Die Überschreitung ist
nach Einholung dieser Genehmigung dem Rech-
nungshof zur Kenntnis zu bringen. Darüber hin-
ausgehende Überschreitungen bedürfen eines
Bundesgesetzes im Sinne des Artikels 42 Absatz 5
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929. Der Nationalrat und der Hauptaus-
schuß dürfen eine solche Genehmigung nur er-
teilen, wenn die Bedeckung sichergestellt ist.

§ 3. K r e d i t o p e r a t i o n e n .

Das Bundesfinanzgesetz kann den Bundesmini-
ster für Finanzen zur Durchführung von Kredit-

operationen bis zu einem Betrag ermächtigen,
der erforderlich ist, den im Bundesfinanzgesetz
veranschlagten Gesamtabgang zu bedecken, wei-
ters zur Durchführung von kurzfristigen Kredit-
operationen zur vorübergehenden Kassenstärkung
bis zu einem im Bundesfinanzgesetz zu bestimmen-
den Höchstbetrag. Im Bundesfinanzgesetz kann
ferner die Ermächtigung zur Prolongierung oder
Konvertierung von Bundesschuldverpflichtungen
mit einer Laufzeit bis zu fünf Jahren nach Maß-
gabe der wirtschaftlichen und finanzpolitischen
Erfordernisse erteilt werden. Im übrigen bedarf
der Bundesminister für Finanzen zur Aufnahme
oder Konvertierung einer Bundesanleihe jeweils
einer Ermächtigung durch ein Bundesgesetz im
Sinne des Artikels 42 Absatz 5 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929.

§ 4. V e r f ü g u n g e n ü b e r B u n d e s v e r -
m ö g e n .

(1) Durch Bundesgesetz im Sinne des Artikels 42
Absatz 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929, insbesondere auch durch das
Bundesfinanzgesetz (§ 1), kann allgemein be-
stimmt werden, ob und unter Beobachtung wel-
cher Richtlinien und in welchem Umfange Ver-
fügungen über unbewegliches Bundesvermögen
alljährlich durch den Bundesminister für Finanzen
für Zwecke des Straßen-, Eisenbahn-, Wasser-
sowie Siedlungsbaues, für Vorhaben der Gebiets-
körperschaften oder sonstige wichtige Vorhaben
getroffen werden können, ohne daß es im Einzel-
fall eines Bundesgesetzes im Sinne der vorstehend
genannten Bestimmung bedarf. Der Gesamtwert
des durch ein solches Bundesgesetz betroffenen
unbeweglichen Bundesvermögens darf im Finanz-
jahr eins vom Tausend der durch das Bundes-
finanzgesetz vorgesehenen Gesamtausgabesumme,
der Schätzwert des einzelnen Vermögensgegen-
standes, bei Belastungen der Schätzwert der Be-
lastung, ein Halbes, vom Zehntausend der durch
das Bundesfinanzgesetz vorgesehenen Gesamtaus-
gabesumme nicht übersteigen. Über derartige
Verfügungen ist vierteljährlich dem Nationalrat
zu berichten.

(2) Ferner können durch ein solches Bundes-
gesetz Ermächtigungen allgemeiner Art an den
Bundesminister für Finanzen zu Verfügungen
über bewegliches Bundesvermögen einschließlich
der Übernahme von Bundeshaftungen erteilt
werden. Von solchen Ermächtigungen ausge-
schlossen sind

a) Verfügungen über Beteiligungen an Unter-
nehmungen und Betrieben, die nach Maß-
gabe besonderer Gesetze verstaatlicht sind;

b) Verfügungen über Beteiligungen des Bun-
des an Kapitalgesellschaften, wenn die Be-
teiligung ein Viertel des Grundkapitals
(Stammkapitals) übersteigt;
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c) Verfügungen über Beteiligungen des Bun-
des an anderen Unternehmungen, wenn der
Wert der Beteiligung, über die verfügt wird,
ein Viertel des Wertes des Unternehmens
übersteigt.

(3) Über Verfügungen, betreffend Bestandteile
des beweglichen Bundesvermögens, deren Wert
im Einzelfall ein Halbes vom Hundert tausend der
durch das Bundesfinanzgesetz vorgesehenen Ge-
samtausgabesumme übersteigt, ist dem National-
rat durch den Bundesminister für Finanzen
vierteljährlich zu berichten. Übersteigt der Wert
des beweglichen Bundesvermögens im Einzelfall
eins vom Zehntausend, jedoch nicht eins vom
Tausend der durch das Bundesfinanzgesetz vor-
gesehenen Gesamtausgabesumme, so bedarf die
Verfügung der Zustimmung des Hauptausschusses
des Nationalrates, die vom Bundesminister für
Finanzen einzuholen ist. Soweit solche Verfü-
gungen die Übernahme von Haftungen durch den
Bund zum Gegenstand haben, gelten die Bestim-
mungen dieses Absatzes nur bei Haftungen für
Darlehen, die Unternehmungen, an denen der
Bund beteiligt ist, zum Zweck ihrer Kapitalaus-
stattung aufnehmen.

(4) Bei der Übernahme von Haftungen jed-
weder Ar t durch den Bund beziehen sich die
Höchstsätze auf den Grundbetrag ohne Zinsen
und Kosten.

(5) Zu Verfügungen über unbewegliches und
bewegliches Bundesvermögen, die den Rahmen
der Absätze 1 bis 4 überschreiten, bedarf der
Bundesminister für Finanzen jeweils einer Er-
mächtigung durch ein besonderes Bundesgesetz im
Sinne des Artikels 42 Absatz 5 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929.

(6) Der Bundesminister für Finanzen kann ihm
auf Grund der vorstehenden Bestimmungen über-
tragene Befugnisse für einzelne Fälle oder durch
Verordnung für Gruppen von Fällen an andere
Organe der Vollziehung übertragen, soweit dies
im Interesse der Verwaltungsvereinfachung ge-
boten ist.

(7) Nicht als Verfügungen über Bundesver-
mögen im Sinne des Artikels 42 Absatz 5 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 gelten:

1. Verfügungen, die im Rahmen des gewöhn-
lichen Geschäftsbetriebes der Monopole, Be-
triebe, betriebsähnlichen Einrichtungen und
Anstalten des Bundes getroffen werden;

2. Verfügungen über vom Bund selbst begebene
Wertpapiere;

3. Forderungsverzichte auf Grund allgemeiner
gesetzlicher Regelungen,

soweit alle diese Verfügungen bewegliche Sachen
zum Gegenstand haben.

§ 5 . B u n d e s h a u s h a l t s r e c h t .

Die näheren Bestimmungen über das Bundes-
haushaltsrecht werden durch Bundesverfassungs-
gesetz getroffen.

Artikel. II.

Von dem der Kundmachung dieses Bundesver-
fassungsgesetzes folgenden Tag an können bun-
desgesetzliche Vorschriften erlassen werden, die
der im Artikel I getroffenen Regelung entspre-
chen. Solche bundesgesetzliche Vorschriften treten
frühestens mit 1. Mai 1963 in Kraft.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky

76. Bundesgesetz vom 16. April 1963
über die Neuordnung des Wirkungsbereiches

einiger Bundesministerien.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Abschnitt I.

§ 1. Die Besorgung der Geschäfte der Obersten
Bundesverwaltung in den Angelegenheiten des
Außenhandels und der wirtschaftlichen Beziehun-
gen Österreichs zum Ausland sowie die Ver-
tretung österreichischer Interessen bei zwischen-
staatlichen wirtschaftlichen Organisationen obliegt
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Ab-
schnittes dem Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau.

§ 2. (.1) Das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau übernimmt

A. aus dem Wirkungsbereich des Bundes-
ministeriums für Auswärtige Angelegen-
heiten :

1. die Wahrnehmung der wirtschaftspoli-
tischen Angelegenheiten gegenüber dem
Ausland einschließlich der Angelegen-
heiten der europäischen wirtschaftlichen
Integration und der Angelegenheiten des
allgemeinen Abkommens über Zölle
und Handel (GATT),

2. die Vorbereitung und Verhandlung von
Staatsverträgen, soweit sie Angelegen-
heiten gemäß Ziffer 1 zum Gegenstand
haben, sowie die Vertretung der öster-
reichischen Interessen in diesen Belangen
dem Ausland gegenüber,
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3. die Angelegenheiten der österreichischen
Vertretungsbehörden
a) bei der Europäischen Wirtschafts-

gemeinschaft (EWG),
b) bei der Europäischen Atomgemein-

schaft (EURATOM),
c) bei der Europäischen Gemeinschaft

für Kohle und Stahl (EGKS) ,
d) bei der Europäischen Freihandels-

assoziation (EFTA) ,

4. die Zuständigkeit des Bundesministe-
riums für Auswärtige Angelegenheiten
gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 des Bundes-
gesetzes vom 22. Juli 1959, BGBl.
Nr. 172, über die Err ichtung eines
Bundesministeriums für Auswärtige An-
gelegenheiten,

5. Die Zuständigkeit des Bundesministe-
riums für Auswärtige Angelegenheiten
in handelspolitischen Angelegenheiten
gemäß § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes
vom 22. Juli 1959, BGBl. Nr . 172,
über die Errichtung eines Bundesministe-
riums für Auswärtige Angelegenheiten;

B. aus dem Wirkungsbereich des Bundes-
ministeriums für Inneres nach Maßgabe
besonderer bundesgesetzlicher Vorschriften
Aufgaben dieses Bundesministeriums auf
dem Gebiete des Warenverkehrs mit dem
Ausland unbeschadet des dem Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft auf
diesem Gebiet zukommenden Wirkungs-
bereiches (Abschnitt I I Abs. 1 lit. B ) ;

C. aus dem Wirkungsbereich des Bundes-
kanzleramtes die dem Bundeskanzleramt
obliegenden Aufgaben in Angelegenheiten
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
(EWG) und der Europäischen Freihandels-
assoziation (EFTA).

(21 Die Zuständigkeit des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten gemäß § 3
Abs. 3 letzter Satz des Bundesgesetzes vom
22. Juli 1959, BGBl. Nr . 172, über die Err ichtung
eines Bundesministeriums für Auswärtige An-
gelegenheiten entfällt.

§ 3 . Aus dem Wirkungsbereich des Bundes-
ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
wird auf das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau nicht übertragen die Z u -
ständigkeit zur Vertretung der Republik Öster-
reich in den in § 2 bezeichneten Angelegenheiten
gegenüber der Organisation der Vereinten Na-
tionen sowie zum Verkehr mit dieser. Das
Bundesministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten hat in diesen Belangen, soweit sie im Euro-
päischen Wirtschaftsrat (ECE) oder im Wirt-
schafts- und Sozialrat der Organisation der Ver-

einten Nationen behandelt werden, im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau vorzugehen.

§ 4. (1) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau übt sein Weisungsrecht gegenüber
den im § 2 lit. A Z. 3 genannten Vertretungs-
behörden, soweit es sich um allgemeinpolitische
Angelegenheiten handelt, im Einvernehmen mit
dem Bundeministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten aus.

(2) Sonstige österreichische Vertretungsbe-
hörden im Ausland mit Ausnahme der im § 3
Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 22. Juli 1959,
BGBl. Nr . 172, über die Errichtung eines Bundes-
ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
genannten Vertretungsbehörden unterstehen in
den vom Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau wahrzunehmenden, in § 1 bezeich-
neten Angelegenheiten unbeschadet der Z u -
ständigkeit des Bundesministeriums für Aus-
wärtige Angelegenheiten gemäß § 2 Abs. 2 Z . 5
des Bundesgesetzes v o m 22. Juli 1959, BGBl.
Nr . 172, über die Err ichtung eines Bundes-
ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
dem Weisungsrecht des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau im Wege des Bundes-
ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten.

(3) Die österreichischen Vertretungsbehörden
im Ausland haben in den Angelegenheiten des
§ 2 Berichte gleichzeitig dem Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau und dem Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
vorzulegen. Soweit solche Berichte Angelegen-
heiten betreffen, die gemäß § 3 des Bundes-
gesetzes vom 22. Juli 1959, BGBl. Nr. 172, über
die Err ichtung eines Bundesministeriums für
Auswärtige Angelegenheiten in die Zuständigkeit
des Bundeskanzleramtes fallen, und zwar auch
soweit sie mit diesem Bundesgesetz in den
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau übertragen werden,
sind sie gleichzeitig auch dem Bundeskanzleramt
vorzulegen.

§ 5. Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau hat in Angelegenheiten der E u r o -
päischen Atomgemeinschaft ( E U R A T O M ) im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt vor-
zugehen.

§ 6. Soweit Angelegenheiten multilateraler und
bilateraler Staatsverträge, die Fragen des § 2 lit. A
zum Gegenstand haben, eine Antragstellung an die
Bundesregierung erfordern, hat das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau solche
Anträge gemeinsam mit dem Bundesministerium
für Auswärtige Angelegenheiten nach Herstellung
des Einvernehmens mit den sonst zuständigen
Bundesministerien zu stellen.
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Abschnitt II.

(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft übernimmt aus dem Wirkungs-
bereich des Bundesministeriums für Inneres nach
Maßgabe besonderer bundesgesetzlicher Vor-
schriften

A. die Aufgaben dieses Bundesministeriums in
Angelegenheiten der Lebensmittelbewirt-
schaftung;

B. Aufgaben dieses Bundesministeriums in
Angelegenheiten des Warenverkehrs mit
dem Ausland unbeschadet des dem Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau
auf diesem Gebiet zukommenden Wirkungs-
bereiches (Abschnitt I § 2 Abs. 1 lit. B) ;

C. Aufgaben dieses Bundesministeriums in
Angelegenheiten der Preisregelung.

(2) Inwieweit das Bundesministerium für Inneres
in den Angelegenheiten des Abs. 1 mitzuwirken
hat, bestimmt sich nach den betreffenden beson-
deren bundesgesetzlichen Vorschriften.

Abschnitt III.

Die Angelegenheiten des Rundfunks einschließ-
lich der grundsätzlichen Richtlinien für die
Programmgestaltung und die technische Aus-
gestaltung des Rundfunks, die bisher gemäß
§ 3 Abs. 1 Z. 2 des Bundesgesetzes vom 11. Juli
1956, BGBl. Nr. 134, über die Errichtung eines
Bundesministeriums für Landesverteidigung und
über die Neuordnung des Wirkungsbereiches
einiger Bundesministerien von der Bundes-
regierung wahrzunehmen waren, werden in den
gemeinsamen Wirkungsbereich der Bundesmini-
sterien für Unterricht und für Verkehr und
Elektrizitätswirtschaft übertragen.

Abschnitt IV.

(1) Soweit Angelegenheiten, die nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes dem Bun-
desministerium für Unterricht, dem Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft, dem
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau oder dem Bundesministerium für Verkehr
und Elektrizitätswirtschaft zugewiesen werden,
nach den bisher geltenden Vorschriften in den
Wirkungsbereich der Bundesregierung, des Bun-
deskanzleramtes, des Bundesministeriums für
Inneres oder des Bundesministeriums für Aus-
wärtige Angelegenheiten gehörten, tritt an deren
Stelle in diesen Angelegenheiten die Zuständig-
keit des Bundesministeriums für Unterricht, des
Bundesministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft, des Bundesministeriums für Handel und
Wiederaufbau oder des Bundesministeriums für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, und zwar
unter Mitwirkung der sachlich beteiligten Bundes-
ministerien einschließlich des Bundeskanzler-
amtes.

(2) Der im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bestehende Wirkungsbereich der
Bundesministerien einschließlich des Bundes-
kanzleramtes wird, soweit dieses Bundesgesetz
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt, nicht
berührt.

Abschnitt V.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
die Bundesregierung, das Bundeskanzleramt, das
Bundesministerium für Inneres, das Bundes-
ministerium für Unterricht, das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft,
das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau, das Bundesministerium für Verkehr und
Elektrizitätswirtschaft und das Bundesministerium
für Auswärtige Angelegenheiten, je nach ihrem
Wirkungsbereich, betraut.

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky

77. Bundesgesetz vom 16. April 1963, mit
dem das Preisregelungsgesetz 1957 abgeändert

wird (Preisregelungsgesetznovelle 1963).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Preisregelungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 151,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 310/
1961 und BGBl. Nr. 103/1962, wird abgeändert
wie folgt:

1. (Verfassungsbestimmung.) § 1 hat zu lauten:

„§ 1. (Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung
und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im
Preisregelungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 151, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 310/1961
und BGBl. Nr. 103/1962 und der Preisregelungs-
gesetznovelle 1963 vom 16. April 1963 enthalten
sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschriften
sind für die Zeit vom Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes bis 31. Dezember 1965 auch in den
Belangen Bundessache, hinsichtlich derer vom
1. Jänner 1956 an die bis dahin bestandenen ver-
fassungsgesetzlichen Grundlagen (Art. 10 Abs. 1
Z. 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929) nicht mehr gegeben sind."

2. Nach § 5 ist folgender § 5 a einzufügen:

„§ 5 a. Soweit es sich um die in den Kapiteln 1
bis 24 des Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1958, BGBl.
Nr. 74) genannten Waren handelt, hat das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft die
in § 2 Abs. 2 und 3, § 3 Abs. 1, § 3 a, § 3 b Abs. 2
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und 6, § 4 Abs. 1 und § 5 Abs. 3 und 4 dieses
Bundesgesetzes bezeichneten Befugnisse des Bun-
desministeriums für Inneres mit der Maßgabe
auszuüben, daß das Bundesministerium für In-
neres jedenfalls als in seinem Wirkungsbereich
vornehmlich berührtes Bundesministerium an-
zusehen ist; die Einberufung der Preiskommis-
sion (§ 3 Abs. 5) und der Vorsitz in dieser obliegt
in solchen Fällen dem Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft oder einem von ihm be-
stellten Vertreter, wobei der Preiskommission
auch ein Vertreter des Bundesministeriums für
Inneres anzugehören hat."

3. § 10 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Die Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes er-
lischt mit 31. Dezember 1965.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministe-
rien, hinsichtlich des § 1 jedoch die Bundes-
regierung und hinsichtlich des § 5 a das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundesmini-
sterien betraut."

Artikel II.

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes richtet sich nach § 10 Abs. 3 des Preis-
regelungsgesetzes 1957 in der Fassung des Art. I
Z. 3 dieses Bundesgesetzes.

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky

7 8 . Bundesgesetz vom 16. April 1963,
mit dem das Lebensmittelbewirtschaftungs-

gesetz 1952 abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
(Verfassungsbestimmung.)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Lebensmittelbewirtschaftungs-
gesetz 1952, BGBl. Nr. 183, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 250/1956 und BGBl.
Nr. 309/1961 und des Art. II des vorliegen-
den Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die
Vollziehung dieser Vorschriften sind für die Zeit
vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
bis zum 31. Dezember 1965 auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich derer vom 1. Jänner
1956 an die bis dahin bestandenen verfassungs-
gesetzlichen Grundlagen (Art. 10 Abs. 1 Z. 15
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929) nicht mehr gegeben sind.

Artikel II.

Das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952,
BGBl. Nr. 183, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 250/1956 und BGBl. Nr. 309/1961,
wird abgeändert wie folgt:

1. § 5 hat zu lauten:

„§ 5. (1) Zur näheren Ausführung der Bestim-
mungen der §§ 1 bis 4 dieses Bundesgesetzes
werden vom Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft Anordnungen erlassen, die im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen
sind und am dritten Tage nach ihrer Kund-
machung in Wirksamkeit treten, sofern nicht in
der Anordnung ein anderer Wirksamkeitsbeginn
festgesetzt ist.

(2) Bei Maßnahmen gemäß § 4 dieses Bundes-
gesetzes hat das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft das Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen herzustellen."

2. § 6 hat zu entfallen.

3. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. (1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft kann die ihm gemäß § 5 zu-
stehenden Befugnisse auf nachgeordnete Behörden
übertragen.

(2) Bei der Durchführung von Maßnahmen
auf Grund dieses Bundesgesetzes können zur
Mitwirkung herangezogen werden

a) der Getreideausgleichsfonds (BGBl. Nr . 276/
1958) in Angelegenheiten, die Roggen,
Weizen, Gerste, Hafer, Mais, Hülsenfrüchte
und Erzeugnisse aus diesen Waren sowie
Brot, Backwaren und Teigwaren betreffen;

b) der Milchwirtschaftsfonds (BGBl. N r . 276/
1958) in Angelegenheiten, die Milch, Milch-
erzeugnisse, Ölsaaten, Pflanzenfette, Öle
und Eier betreffen;

c) der Viehverkehrsfonds (BGBl. N r . 276/
1958) in Angelegenheiten, die Rinder,
Kälber, Schweine, Schafe, Pferde, Fleisch,
Fleischwaren, Schmalz, Speck (Filz), Talg
und Schlachtnebenerzeugnisse betreffen.

(3) Im Falle des Abs. 2 unterstehen die dor t
genannten Fonds dem Weisungs- und Aufsichts-
recht des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft."

4. Im § 10 Abs. 2 treten an Stelle der Wor te
„können die gemäß § 6 zuständigen Bundes-
ministerien" die Worte „kann das Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft".

5. § 10 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Einhebung und Eintreibung der
Kostenbeiträge gemäß Abs. 2 hat nach den
entsprechenden Bestimmungen des Markt -
ordnungsgesetzes, BGBl. N r . 276/1958, zu er-
folgen."
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6. § 13 Abs. 1 und 3 haben zu lauten:

„(1) Die Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes
erlischt mit 31. Dezember 1965."

„(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft, und zwar hinsichtlich des § 4 im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Fi-
nanzen, betraut."

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
hinsichtlich des Artikels I die Bundesregierung und
im übrigen das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft betraut.

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky

79. Bundesgesetz vom 16. April 1963, mit
dem das Landwirtschaftsgesetz abgeändert

wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.)

Die Erlassung und Aufhebung von Vor-
schriften, wie sie im Landwirtschaftsgesetz, BGBl.
Nr. 155/1960, in der Fassung des Art. II des
vorliegenden Bundesgesetzes enthalten sind, so-
wie die Vollziehung dieser Vorschriften sind für
die Zeit vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes bis zum 31. Juli 1965 auch in den Be-
langen Bundessache, hinsichtlich derer das Bun-
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929
etwas anderes vorsieht.

Artikel II.

Das Landwirtschaftsgesetz, BGBl. Nr. 155/
1960, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 4 Abs. 1 hat die Einleitung zu lauten:

„(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft kann im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Inneres für inländische
landwirtschaftliche Erzeugnisse . . . "

2. § 12 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind

hinsichtlich des § 1, des § 9 Abs. 2 und des
§ 10 die Bundesregierung,

hinsichtlich des § 2 Abs. 1 die Bundesregierung
beziehungsweise die mit der Vollziehung der
übrigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes be-
trauten Bundesministerien,

hinsichtlich des § 3 das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit
den beteiligten Bundesministerien,

hinsichtlich des § 4 Abs. 1 das Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Inneres,

hinsichtlich des § 4 Abs. 2 und des § 5 das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft —
soweit eine Mitwirkung des Bundesministeriums
für Inneres vorgesehen ist, im Einvernehmen mit
diesem — und

hinsichtlich der übrigen Bestimmungen das
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
betraut.

Artikel III.

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes bestimmt sich nach § 12 Abs. 2 des
Landwirtschaftsgesetzes in der Fassung des Art. II
Z. 2 dieses Bundesgesetzes.

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky

8 0 . Bundesgesetz vom 16. April 1963,
mit dem das Außenhandelsgesetz neuerlich
abgeändert wird (Außenhandelsgesetznovelle

1963).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Außenhandelsgesetz, BGBl. Nr. 226/
1956, in der Fassung der Außenhandelsgesetz-
novelle 1958, BGBl. Nr. 163, der Außenhandels-
gesetznovelle 1959, BGBl. Nr. 284, der Außen-
handelsgesetznovelle 1961, BGBl. Nr. 313 und
der Außenhandelsgesetznovelle 1962, BGBl.
Nr. 198, wird abgeändert wie folgt:

1. § 2 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Rechtsgeschäfte, welche die Ausfuhr von
Waren, die nicht in den Anlagen A 1 und A 2
zu diesem Bundesgesetz angeführt sind, zum
Gegenstand haben, sind bewilligungspflichtig,
wenn diese Waren nicht österreichischen Ur-
sprungs sind."

2. § 2 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Die Vorschriften über die Bewilligungs-
pflicht gemäß Abs. 1 sowie alle damit im Zu-
sammenhang stehenden Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes sind gegenüber Staaten oder
Staatenorganisationen hinsichtlich von Waren,
deren Verkehr gemäß multilateraler Vereinba-
rungen mit diesen Staaten oder Staatenorganisa-
tionen, denen die Republik Österreich beige-
treten ist, keinen Beschränkungen unterliegt,
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nicht anzuwenden, sofern nicht aus wirtschafts-
politischen Gründen das Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft und dem Bundesministerium für
Inneres, sofern es sich um Waren der Kapitel 1
bis 24 des Zolltarifgesetzes 1958, BGBl. Nr. 74/
1958, handelt, durch Verordnung bestimmt, daß
auch hinsichtlich solcher Waren die Vorschriften
dieses Bundesgesetzes Anwendung zu finden
haben. Welchen Staaten oder Staatenorganisa-
tionen gegenüber und hinsichtlich welcher Waren
die Vorschriften über die Bewilligungspflicht
nicht anzuwenden sind, haben die vorstehend
genannten Bundesministerien nach Maßgabe ihres
Wirkungsbereiches gemäß § 3 Abs. 1 im „Amts-
blatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen."

3. § 2 Abs. 6 lit. f Ziff. 1 hat zu lauten:

„f) 1. die Aus- oder Einfuhr von entgeltlichen
Sendungen, deren Wert 500 S nicht
übersteigt; hievon können die Bundes-
ministerien für Handel und Wiederauf-
bau und für Land- und Forstwirtschaft
nach Maßgabe ihres Wirkungsbereiches
gemäß § 3 Abs. 1 und soweit es sich um
die in der Anlage A2/II angeführten
Waren handelt, im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Inneres zum
Schutze der inländischen Erzeugung Aus-
nahmen erlassen."

4. § 3 Abs. 1 lit. b hat zu lauten:

„b) das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft für Waren der Anlagen A 2
und B 2, wobei hinsichtlich der im Ab-
schnitt II der Anlage A 2 genannten Waren
das Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Inneres herzustellen ist. Das
Einvernehmen gilt als hergestellt, falls
das Bundesministerium für Inneres nicht
binnen zehn Tagen nach Einladung zur Stel-
lungnahme eine gegenteilige Erklärung ab-
gibt,"

5. § 3 Abs. 1 lit. c entfällt.

6. § 3 Abs. 1 lit. d erhält die Bezeichnung
lit. c und hat zu lauten:

„c) Die Festlegung von Warenkontingenten für
die Aus- und Einfuhr hinsichtlich der in
den Anlagen zu lit. b genannten Waren
erfolgt durch das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau und, soweit es sich um
die in der Anlage A 2/II angeführten Waren
handelt, im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Inneres."

7. § 3 Abs. 3 lit. a hat zu lauten:

„(3) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau und das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft können nach Maßgabe
ihres Wirkungsbereiches gemäß § 3 Abs. 1,
bei Waren der Anlage A 2/II jedoch im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Inneres,

a) sofern dies im Interesse der Zweckmäßig-
keit, Raschheit, Einfachheit und Kosten-
ersparnis gelegen ist, die Landeshaupt-
männer ermächtigen, Aus- und Einfuhr-
bewilligungen an Einzelpersonen und Un-
ternehmungen, die ihren Sitz im betreffenden
Bundesland haben, für solche Waren zu
erteilen, für die eine Begutachtung durch
den im § 5 genannten Beirat nicht erforder-
lich ist; ferner, sofern dies im Interesse der
Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und
Kostenersparnis gelegen ist, einvernehm-
lich mit dem Bundesministerium für Finan-
zen die Zollämter ermächtigen, Bewilligun-
gen für Rechtsgeschäfte, die Aus- oder Ein-
fuhren von den in den Anlagen zu diesem
Bundesgesetz angeführten Waren zum Ge-
genstande haben, anläßlich der Abfertigung
zum freien Verkehr in vereinfachter Form
zu erteilen. Für welche Waren die Zoll-
ämter ermächtigt werden, haben die Bun-
desministerien für Handel und Wiederauf-
bau und für Land- und Forstwirtschaft
nach Maßgabe ihres Wirkungsbereiches
gemäß § 3 Abs. 1 im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" kundzumachen,"

8. § 3 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau, das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft und die von ihnen gemäß
Abs. 3 ermächtigten Stellen sind verpflichtet,
über Aus- und Einfuhranträge spätestens drei Wo-
chen nach deren Einlangen einen Bescheid zu
erlassen."

9. § 4 hat zu lauten:

„§ 4. Zur Überwachung der Abwicklung von
Rechtsgeschäften gemäß § 2 Abs. 1 und 2 können
die Bundesministerien für Handel und Wiederauf-
bau und für Land- und Forstwirtschaft Berichte
und Nachweise innerhalb einer bestimmten Frist
anfordern sowie nötigenfalls bei den Beteiligten
Buch- und Lagereinsicht durch geeignete Sach-
verständige vornehmen. Wird den Beteiligten
ein gesetzwidriges Verhalten nachgewiesen, so
haben sie die Kosten zu tragen."

10. § 13 hat zu lauten:

„§ 13. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Dezember
1956 in Kraft und verliert seine Wirksamkeit
am 31. Dezember 1965."
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11. Die Bewilligungsliste für die Ausfuhr (Anlage A 1) wird abgeändert wie folgt:

12. Die Bewilligungsliste für die Ausfuhr (Anlage A 2) wird durch die Bewilligungsliste für die
Ausfuhr (Anlage A 2) zu diesem Bundesgesetz ersetzt.

13. Die Bewilligungsliste für die Einfuhr (Anlage B1) wird abgeändert wie folgt:

Vor dem Kapitel „Andere Rohstoffe und Roherzeugnisse tierischen Ursprungs, anderweitig
weder genannt noch inbegriffen" wird das Kapitel „Fische, Schaltiere und Weichtiere" mit folgenden
Tarifnummern eingefügt:
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14. Die Bewilligungsliste für die Einfuhr
(Anlage B 2) wird durch die Bewilligungsliste
für die Einfuhr (Anlage B 2) zu diesem Bundes-
gesetz ersetzt.

15. Die Bewilligungslisten der Anlagen A 3
u n d B 3 entfallen.

16. § 16 hat zu lauten:

„§ 16 (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau betraut, sofern die Abs . 2, 3
und 4 nichts anderes bestimmen.

(2) Mit der Vollziehung des Abs. 5 des § 2 ist
das Bundesministerium für Handel u n d Wieder-
aufbau im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 3 Abs . 3 lit. a
ist das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau sowie das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft nach Maßgabe ihres
Wirkungsbereiches im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen betraut .

(4) Mit der Vollziehung hinsichtlich der Aus-
und Einfuhr der in den Anlagen A 2 und B 2
genannten Waren ist das Bundesministerium für
Land- u n d Forstwirtschaft, hinsichtlich der in
der Anlage A 2/II genannten Waren das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Inneres nach Maßgabe ihres Wirkungsbereiches
betraut.

(5) Die Vollziehung der §§ 10 und 12 obliegt
dem Bundesministerium für Finanzen, die Voll-
ziehung der §§ 8, 9 u n d 11 dem Bundesministe-
rium für Justiz, soweit sie von den Gerichten
anzuwendendes Strafrecht enthalten."

Artikel II.

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes bestimmt sich nach § 16 des
Außenhandelsgesetzes in der Fassung des Arti-
kels I dieses Bundesgesetzes.

Schärf
Gorbach Bock Hartmann
Olah Korinek Broda
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Anlage A 2/I
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Anlage A 2/II
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Anlage B 2
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8 1 . Bundesgesetz vom 16. April 1963,
mit dem das Marktordnungsgesetz abgeän-
dert wird (6. Marktordnungsgesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Marktordnungsgesetz, BGBl.
Nr . 276/1958, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr . 85/1960, 156/1960, 168/1961 und 220/
1962 und des Art . II des vorliegenden Bundes-
gesetzes enthalten sind, sowie die Vollziehung
dieser Vorschriften sind für die Zeit vom Wirk-
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes bis zum
31. Dezember 1965 auch hinsichtlich der Regelun-
gen Bundessache, hinsichtlich derer die vor dem
1. Jänner 1956 bestandene verfassungsgesetz-
liche Grundlage für Regelungen auf dem Gebiete
der Milch-, Getreide- und Viehwirtschaft (Arti-
kel 10 Absatz 1 Ziffer 15 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929) nicht
mehr gegeben ist.

Artikel II.

Das Marktordnungsgesetz, BGBl. Nr . 276/
1958, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr . 85/1960, 156/1960, 168/1961 und 220/1962,
wird abgeändert wie folgt:

1. § 7 b hat zu lauten :

„§ 7 b . (1) Die Bearbeitungs- und Verarbei-
tungsbetriebe sowie die Milchgenossenschaften
und Milchsammelstellen haben für nachstehende
Waren, die in Verkehr gesetzt werden, all-
monatlich an den Fonds folgende Beträge — ver-
mindert um die von diesen Beträgen in allen
Wirtschaftsstufen zu entrichtenden Umsatz-
steuerbeträge — abzuführen:

(2) In Durchführung des Abs. 1 haben die Be-
arbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe an den
Fonds je Fetteinheit abzuführen:

(3) Die im Abs. 1 lit. a bis d genannten Be-
träge sind bei der Bestimmung von Preisen nach
dem Preisregelungsgesetz 1957, BGBl. Nr . 151,
den errechneten Verbraucherpreisen im absoluten
Ausmaß hinzuzufügen. Für die Kleinhandelsein-
stellpreise und bei Butter auch für den Groß-
handelseinstellpreis gilt dies mit der Maßgabe,
daß hiebei die zu leistende Umsatzsteuer zu be-
rücksichtigen ist. Bei der Preisbildung für Waren,
für die Preise nach den Bestimmungen des Preis-
regelungsgesetzes 1957 nicht bestimmt sind, gilt
dies sinngemäß.

(4) Der Fonds hat allmonatlich Geldmittel in
der Höhe der ihm gemäß Abs. 1 zufließenden
Beträge an den Bund abzuführen. Diese Geld-
mittel sind für absatzfördernde Maßnahmen in
der Milchwirtschaft zu verwenden. Soweit sie für
diesen Zweck nicht in Anspruch genommen
werden, können sie zur Aufbesserung des Er-
zeugerpreises für Milch verwendet werden.

(5) Für die Erhebung der Beträge gemäß Abs. 1
und 2 gelten die Bestimmungen der Unter -
abschnitte A und D über die Erhebung von
Ausgleichsbeiträgen sinngemäß."

2. § 46 Abs. 1 lit. a hat zu lauten:

„a) beim Milchwirtschaftsfonds die Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetriebe, ihre
wirtschaftlichen Zusammenschlüsse und die
Importbetriebe nach den Umsätzen — aus-
genommen jene gemäß § 7 b — zu leisten
haben, die sie in Milch oder Erzeugnissen
aus Milch erzielen und die 0'4 v. H . dieser
Umsätze nicht übersteigen dürfen;".

3. § 50 Abs. 3 hat zu entfallen.

4. Im § 56 Abs. 1 hat der zweite Halbsatz zu
lauten:
„er verliert seine Wirksamkeit am 31. Dezem-
ber 1965."

Artikel III.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am 1. Mai 1963
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich des Ar t . I die Bundesregierung,
hinsichtlich des durch Ar t . II Z. 1 geänderten
§ 7 b Abs. 4 das Bundesministerium für Finanzen
im Einvernehmen mi t dem Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft, hinsichtlich des
durch Art . II Z. 1 geänderten § 7 b Abs. 3 das
Bundesministerium für Land- und Fors twir t -
schaft im Einvernehmen mit den Bundesministe-
rien für Inneres und für Handel und Wiederauf-
bau u n d hinsichtlich der übrigen Bestimmungen
das Bundesministerium für Land- und Fors twir t -
schaft betraut .

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky
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82 . Bundesgesetz vom 17. April 1963
über die Mitwirkung des Bundeskanzleramtes
bei der Besetzung von Dienstposten im Be-

reiche des Bundes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Besetzung der im Dienstposten-
verzeichnis des jährlichen Dienstpostenplanes des
Bundes vorgesehenen Dienstposten beziehungs-
weise die Antragstellung hiefür bedarf, sofern es
sich nicht um Dienstposten der Kanzlei des Präsi-
denten des Nationalrates handelt, der Zustim-
mung des Bundeskanzleramtes. Das Bundeskanz-
leramt hat dabei dafür zu sorgen, daß eine gleich-
mäßige Behandlung der Bundesangestellten im
Bereiche sämtlicher Bundesdienststellen gewähr-
leistet ist.

(2) Abs. 1 gilt, wenn die Verleihung des Dienst-
postens keine Änderung der dienstrechtlichen
Stellung des Bundesangestellten bewirkt, nur
dann, wenn es sich um die Besetzung eines Dienst-
postens des höheren Ministerialdienstes mit einer
Person handelt, die diesem Dienstzweig noch
nicht angehört.

§ 2. Sofern es im Interesse der Zweckmäßigkeit,
Raschheit und Einfachheit gelegen ist und dadurch

nicht die vom Bundeskanzleramt wahrzuneh-
mende Einheitlichkeit in der Besorgung der Per-
sonalangelegenheiten der Bundesangestellten ge-
fährdet wird, kann die Bundesregierung durch
Verordnung, und zwar auch unter Bedingungen,
die den genannten Zielen entsprechen, für die
Besetzung bestimmter Gruppen von Dienstposten
beziehungsweise für die Antragstellung hiefür
aussprechen, daß die im § 1 erforderte Zustim-
mung als erteilt gilt. Der Vollzug von Personal-
maßnahmen, für die die Zustimmung als erteilt
gilt, ist dem Bundeskanzleramt mitzuteilen.

§ 3. Sonstige Rechtsvorschriften, die den Wir-
kungskreis des Bundeskanzleramtes auf dem Ge-
biete der Personalangelegenheiten der Bundes-
angestellten betreffen, werden durch dieses Bun-
desgesetz nicht berührt.

§ 4. (1) Dieses Bundesgesetz tritt zugleich mit
dem Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1963 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des § 2 die Bundesregierung, im
übrigen das Bundeskanzleramt betraut.
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